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1 Einführung
Der wissenschaftliche Versuch einer Bestimmung des „Neu-
en“ und der „Zukunft der Erwerbsarbeit“ kommt mit dem ver-
fügbaren Wissen um naturwissenschaftlich-technologische,
gesellschaftliche und ökonomische Zusammenhänge sowie
mit der empirischen Erfassung der historischen Entwick-
lungsbedingungen immer nur an den aktuellen Rand des Be-
kannten. Aus internationalen Vergleichen, z. B. mit den USA,
können wir ein erhebliches Entwicklungspotenzial im Dienst-
leistungsbereich erkennen oder Wachstumschancen für Be-
schäftigung in Bereichen vermuten, die aufgrund von beson-
deren politischen Restriktionen (etwa Bio- und Gentechnolo-
gie) oder eines Entwicklungsrückstandes (Internetnutzung)
derzeit nicht genutzt werden.
Trendprojektionen ermöglichen uns nur einen immer beding-
ten Blick in die Zukunft. Nur für den Fall, dass keine Struk-
turbrüche bei den relevanten Determinanten der Beschäfti-
gung eintreten, werden die zukünftigen Beschäftigungspo-
tenziale und die neuen Formen von Erwerbsarbeit in Szenari-
en darstellbar. Die Beiträge dieses Schwerpunktheftes deuten
zudem darauf hin, dass mit der Entstehung neuer Arbeitsver-
hältnisse per saldo höchstens bescheidene Zugewinne an Be-
schäftigung verbunden sind, da zum Teil anderweitig wegfal-
lende Arbeitsplätze ersetzt oder weniger attraktive Arbeits-
plätze verdrängt werden. Es ist eine jedem erfahrenen Prakti-
ker vertraute Vermutung, dass von der Entdeckung einzelner
möglicher Quellen neuer Erwerbsarbeit keine Wunder bei der
Überwindung der Arbeitsmarktkrise erwartet werden können.
Man kann aus dieser Einsicht die Flucht nach vorne antreten
und zu letztlich doch nur von subjektiver Inspiration be-
stimmten Zukunftsvisionen übergehen oder resignierend die
auch für andere Bereiche des technisch-zivilisatorischen Fort-
schritts ebenso schwierig zu beantwortende Frage: „Wie
kommt das Neue in die Welt?“ (vgl. Forschung und Lehre,
H. 1/2000) ganz aufgeben.
Das Schwerpunktheft ist dieser Problemstellung für den Be-
reich der Erwerbsarbeit gewidmet. Was steckt hinter der For-
mel „Neue Arbeitsplätze“ und wie kommen sie auf den Ar-
beitsmarkt? Hinter der inhaltlichen Fragestellung stellt sich
zugleich die Frage: Warum ist es der Erfahrungswissenschaft
so schwierig, auf diese, die Gesellschaft bedrängenden Fra-
gen eine befriedigende Antwort zu geben und wie könnten
sich diese Schwierigkeiten überwinden lassen?
Als kritisch-rationaler Weg aus diesem Dilemma empfiehlt
sich zunächst das Einschlagen eines (hoffentlich produktiven)
Umweges: ein Rückblick und eine analytische Prüfung der
Fragestellungen und Perspektiven (kurz also des Paradigmas)
der Arbeitsmarktforschung1 auf ihre Eignung für die heute
vermehrt gestellten Fragen nach neuen Beschäftigungsmög-
lichkeiten und nach der Zukunft der Erwerbsarbeit. 
2 Im Focus:Vermeidung von Arbeitslosigkeit oder Auf-
bau von Beschäftigung? – Schwerpunktverlagerung im
Rück- und Ausblick
Die Herausbildung eines spezialisierten Zweiges wirtschafts-
und sozialwissenschaftlicher Arbeitsmarktforschung erfolgte
Ende der 60er Jahren aus dem praktisch-politischen Anliegen,
das gesamtwirtschaftliche Problem von periodischer Mas-
senarbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung (Arbeitsplatzde-
fizit unter Einschluss der Stillen Reserve) besser beherrschen
zu können. Das individuelle Schicksal von Arbeitslosigkeit
sollte nicht nur nachträglich und „passiv“ durch Lohnersatz
kuriert, sondern vorbeugend (prophylaktisch) verhütet oder
doch wenigstens „aktiv“ durch Bildungs- oder Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen bis zu einer Wiederbeschäftigung be-
hoben werden. Entsprechend ergaben sich nach damaligem
Verständnis zwei Politikfelder mit unterschiedlichen, aber
komplementären Grundausrichtungen und Zielsetzungen: die
„globale Beschäftigungspolitik“ mit dem Schwerpunkt der
Verhinderung konjunktureller Arbeitslosigkeit und Unterbe-
schäftigung einerseits und die „residuale Arbeitsmarktpoli-
tik“ (Mertens) mit der Ausrichtung auf strukturelle Arbeits-
losigkeit, auf Teilarbeitsmärkte und Arbeitsmarktproblem-
gruppen andererseits. Dabei stand das Prinzip der aktiven
(und nicht nur reaktiven) Arbeitsmarktpolitik  natürlich in
Wechselwirkung mit den vorherrschenden Perspektiven (und
Fragestellungen) der Forschung sowie dem damals verfügba-
ren Wissen über die Determinanten der Arbeitslosigkeit.2
Arbeitsmarktpolitik konnte nur insofern aktiv sein und vor-
beugend Arbeitslosigkeit verhüten, als die eigentlichen Ursa-
chen der Arbeitslosigkeit bekannt waren oder durch Arbeits-
markt- und Berufsforschung aufgedeckt wurden. Neben Ar-
beitskräftemangel und unterwertiger Beschäftigung war vor-
rangiger Gegenstand von Arbeitsmarktpolitik und -forschung
das individuelle, gruppenspezifische oder gesamtwirtschaftli-
che Risiko von Arbeitslosigkeit oder eines Defizits an Ar-
beitsplätzen. Dies wurde (zunächst) als Abweichung von einer
grundsätzlich möglichen, zu erwartenden oder mindestens po-
litisch machbaren Vollbeschäftigung aller Arbeitsfähigen und
Arbeitswilligen als gesellschaftliche Normalität verstanden.
Das gesamtwirtschaftliche Risiko der Unterbeschäftigung und
Arbeitslosigkeit wurde Ende der 60er und Anfang der 70er
Jahre erfolgreich auf das Verfehlen eines gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts und auf Nachfragemangel zurückgeführt
und als konjunkturelle Arbeitslosigkeit erklärt. Es war ent-
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1 Dabei kann, ohne die Gebote der Bescheidenheit zu verletzen, von einer ge-
wissen „Meinungsführerschaft“ des IAB in Bezug auf das gesamte Feld der
Forschung zu Erwerbsarbeit in Deutschland ausgegangen werden, auch wenn
in der Zwischenzeit in der Ökonomie sowie in der Soziologie weitere re-
nommierte Forschungsverbünde und Institute entstanden sind und von der
früheren Vernachlässigung dieses Forschungsbereiches nicht mehr gespro-
chen werden kann. Mit der Zuspitzung dieser Überlegungen auf die Frage,
ob die Arbeitsmarkt-und Berufsforschung für die Suche nach Wegen zu neu-
en Beschäftigungsverhältnissen behilflich sein kann, bleiben weitere Berei-
che der bisherigen Arbeit am IAB, z. B. soziologische oder sozialpsycholo-
gische Forschung zu Folgen von Arbeitslosigkeit, zwar ausgeklammert, aber
nicht in ihrer Relevanz berührt.
2 Diese Wechselwirkung war m. E. auch außerhalb der Bundesanstalt für Ar-
beit so ausgeprägt, dass eine Trennung zwischen der öffentlichen Perzepti-
on von Problemen des Arbeitsmarktausgleichs und den Fragestellungen der
Wissenschaft schwer fällt.sprechend durch globale wirtschaftliche Beschäftigungspoli-
tik nach dem Stabilitätsgesetz zu bekämpfen.
Damals konnte in der Regel nur ein geringerer Teil der Un-
terbeschäftigung und Arbeitslosigkeit auf die kurzfristigen
Friktionen bei Arbeitsplatzwechseln, auf saisonale Schwan-
kungen und auf die unzureichende Anpassung zwischen den
Anforderungsprofilen der angebotenen Stellen und den An-
gebotsprofilen der Arbeitssuchenden (Mismatch-/ strukturel-
le Arbeitslosigkeit) zurückgeführt werden. Die Verantwor-
tung für den Arbeitsmarktausgleich wurde dementsprechend
in der Hauptsache bei der gesamtwirtschaftlichen Stabilitäts-
politik gesehen. Die Möglichkeit, durch Globalsteuerung der
Nachfrage einen hohen Beschäftigungsstand zu sichern, war
verbreitet anerkannt. Die Bundesanstalt für Arbeit hatte als
Trägerin der Arbeitsmarktpolitik nur die ergänzende Funkti-
on, den Ausgleich auf regionalen, sektoralen oder bran-
chenspezifischen und berufsfachlichen Teilarbeitsmärkten
und für bestimmte Arbeitnehmergruppen zu verbessern. Die-
se Funktion wird erfüllt durch Berufs- und Arbeitsberatung
sowie Arbeitsvermittlung und durch die Instrumente der
„klassischen“ aktiven Arbeitsmarktpolitik von Mobilitätshil-
fen über Kurzarbeitergeld und Förderung der ganzjährigen
Beschäftigung in der Bauwirtschaft, über Fortbildung und
Umschulungsmaßnahmen bis zu Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen.
Vor diesem Hintergrund wurde im Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit (dennoch)
ein sehr umfassendes „Bezugssystem für Ansätze einer Theo-
rie der erwerbswirtschaftlichen und kontrahierten Arbeit“
(vgl. Abb.1, Kühl/ Pusse/ Teriet/ Ulrich 1975) entwickelt. Die-
ses Bezugssystem der Forschung stellte (schon damals) nicht
nur auf die abhängige Beschäftigung in Normalarbeitsver-
hältnissen, sondern auf „alle denkbaren“ Formen von Er-
werbsarbeit ab. Als mögliche Einflussfaktoren wurden nicht
nur die mikro- und makroökonomischen Bestimmungs-
größen der Güter- und Dienstleistungsnachfrage, der Pro-
duktionstechnik und der Wertschöpfungsorganisation, der In-
teressen und Fähigkeiten der Erwerbstätigen, sondern auch
die Rahmenbedingungen der Erwerbsarbeit in Form von so-
ziokulturellen Normen, verfassungsrechtlichen und gesetzli-
chen Regelungen berücksichtigt. Einen solchen Rahmen der
Erforschung der Bedingungen und Bedeutung von Erwerbs-
arbeit auszuschöpfen, erfordert eine lange Zeit der Entfaltung
eines großen kreativen interdisziplinären Forschungspotenzi-
als, immer wieder herausgefordert von einer Problemlösun-
gen fordernden Öffentlichkeit, gesellschaftlichen Praxis und
Politik und vorangebracht durch Wettbewerb und Zusam-
menarbeit engagierter Wissenschaftler.
Die tatsächliche Bearbeitung der überhaupt als relevant an-
gesehenen Bezüge und der möglichen Fragestellungen orien-
tierte sich (wissenschaftssoziologisch verständlicherweise)
zum einen an den Hauptströmungen in der einschlägigen Wis-
senschaftslandschaft – teilweise in betont kritischer Ausein-
andersetzung mit dem main stream, insbesondere der Natio-
nalökonomie, der teilweise das Problem unfreiwilliger Ar-
beitslosigkeit „wegdefinierte“ oder allein als Folge der Tarif-
politik interpretierte (vgl. Rothschild 1978, Kleinhenz 1989).
Zum anderen wurden von der Praxis immer wieder aktuelle
arbeitsmarktpolitische Problemstellungen an die Forschung
herangetragen.
Gesellschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Hintergrund,
Forschungslandschaft und Erwartungen der Praxis haben sich
aber inzwischen, teilweise durch stetige Entwicklung, teil-
weise durch exogene Schocks, erheblich verändert.
Als sich nach dem ersten Ölpreisschock seit Mitte der 70er
Jahre bei gedämpftem Wachstum die Massenarbeitslosigkeit
in Westdeutschland aufbaute und zunehmend verhärtete,
schwand bei fortschreitend eingeschränktem Handlungs-
spielraum für expansive Fiskalpolitik selbst bei nicht einsei-
tig ausgerichteten Wissenschaftlern und Praktikern das
grundsätzliche Vertrauen in die politische Machbarkeit eines
hohen Beschäftigungsstandes. Obwohl gesamtwirtschaftli-
ches Nachfragemanagement vor allem infolge überzogener
Zielsetzungen und einseitig (expansiver) Anwendung „ver-
sagt“ hatte und der unzureichende Abbau der Arbeitslosigkeit
im langen Aufschwung der 80er Jahre auch der Zunahme des
Erwerbspersonenpotenzials (vgl. Klauder 1999, S. 36 f.) zu-
zuschreiben war, begann sich in Westdeutschland – getragen
von der Mehrheit der Wirtschaftswissenschaftler und einer
breiten Unterstützung in den Medien – ein angebotspoliti-
sches Denken auch in der beschäftigungs- und arbeitsmarkt-
politischen Willensbildung durchzusetzen. Angebotspolitik
kann allerdings nur mittel- bis langfristig über steuerliche
Entlastung, Deregulierung und leistungsgerechte Gestaltung
ökonomischer Anreize zum Wachstum des Produktionspo-
tenzials und zu mehr Beschäftigung führen. Im Rahmen der
Tarifautonomie müssen auch die Tarifparteien für eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit und für eine längerfristig an-
gelegte beschäftigungsorientierte Lohnpolitik gewonnen wer-
den. Dies wurde lange dadurch erschwert, dass die Forderun-
gen und Ansätze der angebotspolitischen Wachstums- und
Beschäftigungsstrategie einseitig zu Lasten der Arbeitnehmer
und auf den Abbau von Regeln und Standards des sozialen
Schutzes ausgerichtet erschienen. Die politische Verantwor-
tung für den Ausgleich am Arbeitsmarkt verblieb damit kurz-
bis mittelfristig im Übermaß bei der dafür nicht ausgestatte-
ten („residualen“) Arbeitsmarktpolitik.
Auch im Zuge des Vereinigungsprozesses richtete sich – nach
dem Ausbleiben eines raschen „Wirtschaftswunders“ trotz der
gewaltigen (eigentlich als gigantisches Nachfrageprogramm
wirkenden) öffentlichen Aufwendungen für den Aufschwung
Ost und angesichts des erklärten Festhaltens an der Ange-
botspolitik – ein großer Teil der Erwartungen der Bürger und
der politischen Bestrebungen bei der Bekämpfung der Mas-
senarbeitslosigkeit in den Neuen Bundesländern unmittelbar
auf die aktive Arbeitsmarktpolitik. Arbeitsmarktpolitik war
plötzlich in der Verantwortung für die durch die System-
transformation selbst und den transformationsbedingten
Strukturwandel ausgelöste Arbeitslosigkeit. Dazu kamen die
anhaltenden Arbeitsplatzdefizite aufgrund der Investitions-
und Wachstumsschwäche, zu der u. a. auch der im Zusam-
menhang mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion in
Kauf genommene Anstieg der Sozialbeiträge und der schon
mit der raschen Einkommensanpassung eingetretene Kosten-
anstieg beigetragen haben dürften. Trotz der hohen Beitrags-
sätze der Arbeitslosenversicherung und der massiven West-
Ost-Umlenkung von Mitteln konnte Arbeitsmarktpolitik als
komplementäre Strategie zu gesamtwirtschaftlicher Beschäf-
tigungs- und Wachstumspolitik weder nach den Vorstellungen
ihrer Erfinder noch aufgrund ihrer Weiterentwicklung dieser
Erwartung gerecht werden. Ein gesamtwirtschaftliches
Arbeitsplatzdefizit von 6 bis 7 Millionen, das nach verbreite-
ter Auffassung zu etwa 80 % auf nicht konjunkturelle Ursa-
chen zurückgeführt wird (vgl. OECD 1997, Franz 2000), kann
nur durch eine Bündelung aller beschäftigungsrelevanten
Politikstrategien überwunden werden (vgl. Autorengemein-
schaft 1998).
Aus dieser historischen Entwicklung kann es eigentlich nicht
verwundern, dass sich über die auch ideologisch fundierten
Orientierungen für Nachfragesteuerung oder Angebotspolitik
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beitsmarktpolitik, insbesondere bei der Ausrichtung prophy-
laktischer Politik in Bezug auf den Arbeitsmarkt im Zuge der
Reform der Arbeitsförderung (vom AFG über das AFRG zum
SGB III) durchsetzte, die in Deutschland auch nach dem Re-
gierungswechsel Bestand hatte: die Betonung der Eigenver-
antwortung der Arbeitslosen und der Arbeitgeber sowie der
Vorrang der Eingliederung in Beschäftigung am ersten Ar-
beitsmarkt. Bislang ist allerdings noch nicht ausreichend kon-
kretisiert und erklärt, worin das Neue an dieser Philosophie
nun eigentlich bestehen kann (und soll). Die Unklarheit re-
sultiert m. E. daraus, dass der neuen Ausrichtung auf die Be-
schäftigung (zumindest in der Diskussion in Deutschland
noch) nicht durch eine komplementäre Betrachtung von all-
gemeiner, gesamtwirtschaftlicher Wachstums- und Beschäf-
tigungspolitik und spezieller Arbeitsmarktpolitik entsprochen
wird. Noch immer ist die Arbeitsförderung durch die Bun-
desanstalt vorrangiger Adressat von Überlegungen zur Ver-
besserung der Arbeitsmarktperformance und noch immer
werden unzureichende Eingliederungserfolge durch Beschäf-
tigung im ersten Arbeitsmarkt eher der Arbeitsmarktpolitik
als der Beschäftigungspolitik angelastet.
Die Anhänger der „klassischen“ Arbeitsmarktpolitik hatten ja
nie berufliche Bildungsmaßnahmen oder gar Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen für Arbeitslose gegenüber einer Beschäfti-
gung im ersten Arbeitsmarkt vorgezogen, wenn sie auf die Be-
deutung aktiver Arbeitsmarktpolitik zur Erhaltung von Basis-
qualifikationen oder zum Auf- und Ausbau von Infrastruktur
hinwiesen und ihren Einsatz anstelle von reinen Lohnersatz-
leistungen bei Arbeitslosigkeit forderten. Die unter den Ver-
tretern unterschiedlicher Einstellungen zu „aktiver Arbeits-
marktpolitik“ konsensfähige Formel „soviel Eingliederung
im ersten Arbeitsmarkt wie möglich, soviel aktive Arbeits-
marktpolitik wie nötig“ (Siegers 1999) steht allerdings nach
wie vor unter dem Spannungsverhältnis von der Beschäfti-
gungsfähigkeit (employability) der Arbeitsuchenden und von
dem Angebot an Beschäftigung (ohne Arbeitsförderung) im
ersten Arbeitsmarkt.
Auch die vom Gesetzgeber im SGB III neu eingeführte Er-
folgskontrolle der aktiven Arbeitsmarktpolitik durch Einglie-
derungsbilanzen kann in der bisher statistisch realisierbaren
Form nur vordergründig wirkliche Eingliederungserfolge im
ersten Arbeitsmarkt erfassen und nachweisen. Ein Eingliede-
rungserfolg in Beschäftigung erweist sich erst auf längere
Sicht. Eingliederungsbilanzen bedürfen außerdem der Inter-
pretation vor dem Hintergrund der Ergiebigkeit des jeweili-
gen Arbeitsmarktes und der ausgewählten Personenkreise.
Der Wettbewerb um die höchste Eingliederungsquote kann zu
Lasten der Personen mit den größten Vermittlungshemmnis-
sen gehen. Zudem müssen Brutto- und Nettoeffekte unter-
schieden werden, um herauszufiltern, ob und wie viele Per-
sonen auch ohne Förderung eine Arbeit aufgenommen hätten.
Mit ihren beschäftigungspolitischen Leitlinien und mit der in
Deutschland verbreitet angenommenen Zielformel der „em-
ployability“ geht auch die EU über die traditionelle Vermei-
dung oder Verhinderung der Arbeitslosigkeit und des Über-
gangs von passiven zu aktiven Maßnahmen hinaus. Sie stellt
neben der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auch die Über-
prüfung der Steuer- und Leistungssysteme auf ausreichende
Arbeitsanreize, die Förderung des Unternehmergeistes und
der Anpassungsfähigkeit der Unternehmen sowie die Ver-
wirklichung von Chancengleichheit in den Vordergrund. In
der EU-Beschäftigungspolitik bekommt zudem das Ziel einer
Erhöhung der Erwerbsquote einen (in der nationalen Politik)
noch nicht erkannten Stellenwert. Neue, zusätzliche Be-
schäftigungsverhältnisse und eine Ausweitung der Erwerbs-
arbeit sind eine Voraussetzung für die Gewährleistung der so-
zialen Wohlfahrtsziele in Europa.
3 Arbeitsmarktforschung,Arbeitsmarktpolitik und Beschäfti-
gung – zwischen Resignation und „Anmaßung von Wissen“?
Die allmähliche Verlagerung der Perspektive von Arbeits-
marktpolitik und -forschung von der „Arbeitslosigkeit“ als
dem von der Normalität abweichenden, zu erklärenden und
zu verhütenden Problem auf „Beschäftigung“ im ersten Ar-
beitsmarkt ist (nur) die konsequente Umsetzung der prophy-
laktischen Ausrichtung der Arbeitslosenversicherung im AFG
von 1969 im Rahmen einer marktwirtschaftlichen Ordnung.
Die Konsequenzen dieser neuen Fokussierung sind auch in ei-
nem weiten Bereich der Problem- und Fragestellungen kaum
erheblich. Die Frage nach den Determinanten der Beschäfti-
gungsfähigkeit von Individuen und „Zielgruppen“ der Ar-
beitsmarktpolitik und die praktischen Handlungsmöglichkei-
ten zu ihrer Sicherung und Verbesserung stellen sich im Grun-
de unverändert dar; schon immer ging es hierbei um die Ent-
faltung der am ersten Arbeitsmarkt zur eigenständigen Exis-
tenzsicherung und zum Einkommenserwerb verwertbaren
Neigungen und nachgefragten Qualifikationen.
Die Konsequenzen dieser neuen Fokussierung können jedoch
unter veränderten Bedingungen erheblich werden und dürften
die gegenwärtig spürbare Verunsicherung im Bereich von
Arbeitsmarktpolitik und -forschung begründen (vgl. Knuth
2000). Dies ist angesichts der Dimensionen des gesamtwirt-
schaftlichen Beschäftigungsdefizits der Fall,
– wenn man die gesellschaftliche Erwartung an „die Arbeits-
marktpolitik“ ernst nimmt (und dieser Überforderung) doch
gerecht werden möchte,
– wenn man das spontane („natürliche“) Wachstum der Wirt-
schaft und die konjunkturellen Auftriebskräfte für die Nach-
frage nach Arbeit auf absehbare Zeit für zu gering einschätzt,
um gesamtwirtschaftlich oder in Regionen die Beschäfti-
gungsschwelle zu erreichen oder gar darüber hinaus mehr Be-
schäftigung zu schaffen,
– wenn man die Thesen vom „Ende der Erwerbsarbeit“ im
Sinne eines langfristigen Trends eines abnehmenden Arbeits-
volumens in den hochentwickelten Ländern nicht völlig von
der Hand weisen kann und den Wandel der Erwerbsarbeit zu
flexibleren, unsichereren und von mehr Selbständigkeit ge-
prägten Beschäftigungsverhältnissen und Erwerbsbiografien
berücksichtigt (vgl. MittAB 3/1998, Schwerpunktheft: Wan-
del der Organisationsbedingungen von Arbeit).
Die Ausrichtung auf die Beschäftigung im ersten Arbeits-
markt führt zu einer stärkeren Endogenisierung der arbeits-
marktpolitischen Problem- und Fragestellungen in die von
Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Auslastung des Pro-
duktionspotenzials. Dies schlägt sich auch in der übergeord-
neten politischen Programmatik, z. B. in der Anlage des
Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit
oder auch in der europäischen Beschäftigungspolitik nieder.
Während allerdings in den Bündnisgesprächen in der Bun-
desrepublik die Erfordernisse der Wettbewerbsfähigkeit noch
kaum umfassend erörtert wurden, kann man der EU-Kom-
mission am ehesten eine Gesamtstrategie für Wachstum, Be-
schäftigung und Überwindung der Arbeitslosigkeit beschei-
nigen. In dieser Gesamtstrategie sind die Intensivierung des
Binnenmarktes und die Verbesserung der Funktionsfähigkeit
der Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalmärkte sowie Struk-



























































































tMittAB 4/99 389turreformen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und
der makroökonomische Dialog, insbesondere zwischen den
Sozialpartnern und zwischen Regierungen und Sozialpart-
nern ebenso enthalten wie die konkreteren Leitlinien der Be-
schäftigungspolitik (vgl. Rhein 1999).3
Die Betonung der Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt
verweist auch die aktive Arbeitsförderung der Bundesanstalt
für Arbeit nach dem SGB III insgesamt stärker auf die kon-
sequente Verfolgung „der beschäftigungspolitischen Zielset-
zung der Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundes-
regierung“ (§ 1 Abs. 2 SGB III), als es der Wortlaut des Ge-
setzes vermuten lässt. In der dezentralen Umsetzung aktiver
Arbeitsförderung vor Ort hängt der Eingliederungserfolg weit
stärker von der Wahrnehmung der besonderen Verantwortung
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern (§ 2 SGB III) ab, als
dies durch die Arbeitsämter (bei dem gegebenen globalen Ar-
beitsplatzdefizit und insbesondere angesichts der Situation in
vielen Regionen der neuen Bundesländer) angeregt und ge-
fördert oder eingefordert werden könnte. Führungskräfte der
Arbeitsämter und deren Mitarbeiter müssten sich nicht nur als
Arbeitsförderer, sondern zusammen mit anderen Verantwort-
lichen auch als Förderer und Agenten der regionalen Wirt-
schaftsentwicklung verstehen.
Die Konsequenz für Arbeitsmarktpolitik kann nun weder sein,
dass sie die Verantwortung für das Erreichen eines hohen Be-
schäftigungsstandes an die allgemeine Wirtschafts-, Finanz-
und Sozialpolitik der Bundesregierung zurückverweist, noch
dass sie sich (allein) auf die Probleme der Gewährleistung der
employability der Arbeitskräfte beschränkt, noch dass sie in
das Denken des Interventionismus zurückverfällt oder sich
mit ihrem eigenen Einfallsreichtum an die Stelle von Unter-
nehmern/Arbeitgebern zu setzen versuchen würde.
Von dieser spannungsreichen Positionierung der Arbeits-
marktpolitik, den hier entwickelten Willensbildungs- und
Entscheidungsprozessen und der weitgehenden Erforschung
ihrer Wirkungszusammenhänge könnten vielmehr (und soll-
ten m.E.) grundlegende Impulse für eine Reform und die Zu-
kunftssicherung der sozialstaatlichen Institutionen und der
Sozialen Marktwirtschaft ausgehen. In der Arbeitsmarktpoli-
tik der Bundesanstalt für Arbeit spielt die Selbstverwaltung
durch Arbeitgeber, Arbeitnehmer und öffentliche Hand eine
materiell entscheidende Rolle bei der Haushaltsaufstellung
und bei der dezentralen Verfügung über den sog. Eingliede-
rungstitel der Ermessensleistungen der Arbeitsförderung oder
bei der freien Förderung gemäß § 10 SGB III. Hier wird zen-
tral und dezentral bei den Arbeitsämtern Sozialpartnerschaft
für das Feld der beruflichen Bildung und der Beschäftigung
wahrgenommen, das die tragende Säule des deutschen Sys-
tems der Sozialstaatlichkeit darstellt.
Die Konsequenz für die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
kann ebenso wenig sein, die wissenschaftliche Beratung al-
lein dem Sachverständigenrat für die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung und den wissenschaftlichen Beiräten der Ein-
zelressorts zu überlassen, nur über die Anpassungsmöglich-
keiten der Arbeitskräfte nachzudenken oder sich das (vom
Markt erst zu entdeckende) Wissen über neue lohnende Er-
werbsmöglichkeiten anzumaßen.
Mit der Ausrichtung auf Beschäftigung (im ersten Arbeits-
markt) wird Arbeitsmarkt- und Berufsforschung angesichts
des hartnäckigen Fortbestands eines hohen gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsplatzdefizits und extremer regionaler
Schwerpunkte der Arbeitslosigkeit zunehmend auf die Frage
nach den eigentlichen, „letzten“ Ursachen der Entstehung des
Volkswohlstandes durch werteschaffende Arbeit verwiesen.
Das IAB hat in seinen gesamtwirtschaftlichen Analysen, ins-
besondere im Rahmen der Modelle zur Simulation arbeits-
markt- und beschäftigungspolitischer Strategien dieser Not-
wendigkeit schon immer Rechnung getragen (Klauder u. a.
1996). Qualitative Aspekte der Rahmen- und Ausgangsbe-
dingungen der Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung
wurden u.a. bei international vergleichenden Studien berück-
sichtigt4. Der Ordnungsrahmen, insbesondere die institutio-
nellen Regelungen im Bereich von „Arbeit und Soziales“ so-
wie ihre konkrete Handhabung und Nutzung, und die sozial-
kulturellen und wirtschaftlichen Bedingungen des Entstehens
und der Entfaltung von Unternehmergeist treten zunehmend
ins Blickfeld der Analyse.5
4 Arbeitsmarkt- und Berufsforschung – ein unverzicht-
barer Wegbegleiter in die Zukunft der Erwerbsarbeit
Praxis und Forschung könnten vermutlich gemeinsam von der
These ausgehen, erwerbswirtschaftliche Arbeit entsteht „in
den Köpfen von Unternehmern“ (H. Pfuhlmann) und (ab-
hängige oder selbständige) Beschäftigung kommt durch eine
freiwillige Übereinkunft (Arbeitsvertrag, Werkvertrag,
Dienstleistung) auf Märkten zustande, wenn „Angebot“ und
„Nachfrage“ sich auf die Bedingungen für die Beschäftigung
oder für die Dienstleistung einigen können. Kann sich also
Forschung auf der Suche nach Wegen zu neuen Arbeitsver-
hältnissen allein schon mit den Empfehlungen neoklassischer
Arbeitsökonomen zufrieden geben, die vor allem von Dere-
gulierung am Arbeitsmarkt und dem Wirken der Marktgeset-
ze den Ausgleich von Angebot und Nachfrage nach Arbeit er-
warten? Soll die Arbeitsmarktpolitik allein auf die Markt-
kräfte vertrauen, wenn ihre Akteure und Arbeitsmarktforscher
schon keine komparativen Vorteile bei der Erfindung neuer
Beschäftigungsmöglichkeiten haben?
Arbeitsmarktforschung hat hinreichend belegt, dass die
(nachhaltig geltenden) Besonderheiten des Arbeitsmarktes
selbst zur Sicherung allokativer ökonomischer Effizienz auch
besondere institutionelle Arrangements begründen. Sie hat
aber auch aufgezeigt, wie die (international) unterschiedliche
Ausgestaltung institutioneller Regeln und die konkrete Tarif-
lohnpolitik im Rahmen der Institution der Tarifautonomie
(unter gegebenen Bedingungen) die Beschäftigungsentwick-
lung beeinflussen (Strategiebündel des IAB, s. Klauder u. a.
1996, Schnur u.a. 1998). Die Forschung wird auf diesem Weg
weitergehen und auch die gesetzlichen Regelungen der Ar-
beitsmarktordnung, die Tarifnormen und deren Zusammen-
wirken mit Sozialtransfers in Bezug auf ihre Beschäftigungs-
effekte untersuchen müssen.
Dabei scheint außer Zweifel, dass die bisherigen Antworten
neoklassischer Arbeitsökonomen nicht die möglichen Diffe-
renzierungen berücksichtigen, nicht schon alles Wissen über
relevante Zusammenhänge zu Tage gefördert und nicht die der
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3 Die EU hat allerdings den Vorteil, eine solche Gesamtstrategie nicht selbst
umsetzen zu müssen, sondern sie der Umsetzung durch die nationalen Re-
gierungen überlassen zu müssen (dürfen). Die nationalen Regierungen ha-
ben die Schwierigkeit, eine Zustimmung verheißende Balance zwischen den
Einzelelementen der Gesamtstrategie zu finden.
4 Vgl. die Beiträge in MittAB 2/1998 zum Internationalen Workshop der Bun-
desanstalt für Arbeit im April 1998 mit dem Thema: Strategien für mehr Be-
schäftigung und weniger Arbeitslosigkeit – internationale Erfahrungen und
ihre Übertragbarkeit auf Deutschland.
5 Fragen nach der Bedeutung des Wandels von Werthaltungen und des Auf-
tretens von Unternehmerpersönlichkeiten, nach der Wahl kapital- oder ar-
beitsintensiver Technik, nach dem Einfluss des Ordnungsrahmens und der
Bedingungen von Kapitalmarkt, Besteuerung und Sozialtransfers sowie nach
den regionalen und lokalen Bedingungen („Brutstätten“) für Innovationen
und Unternehmertum konnten im Rahmen dieses Schwerpunktheftes nicht
abgedeckt werden und zeigen weiteren Forschungsbedarf auf.Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft gemäßen Wege zu
mehr Beschäftigung umfassend exploriert haben. Dies gilt
umso mehr, wenn wir die humane Qualität von Erwerbsarbeit
zur Selbstverwirklichung des Menschen betonen.
Auch auf einzelwirtschaftlicher Ebene wird sich die Arbeits-
marktforschung auf der Suche nach den Quellen neuer Ar-
beitsplätze vermehrt der Analyse der Bedingungen der Ent-
stehung von Unternehmergeist, Problemlösungskreativität
und Innovation, der Bedingungen von Unternehmensgrün-
dung, -stabilisierung und -wachstum sowie der beschäfti-
gungsförderlichen Gestaltung der Wertschöpfungsprozesse
zuwenden müssen.
Tatsächlich wird die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung auf
der Suche nach neuen Arbeitsverhältnissen auf gesamtwirt-
schaftlicher und einzelwirtschaftlicher Ebene eine gewisse
Vernachlässigung der Angebotsseite überwinden, sich ver-
mehrt den Determinanten der Schaffung von Arbeitsplätzen
zuwenden und auch der unternehmerisch-selbständigen Exis-
tenzsicherung Aufmerksamkeit schenken müssen. Ihr bleibt
aber die eigene spezifische Fragestellung nach den Bedin-
gungen des Ausgleichs von „Angebot“ und „Nachfrage“ für
Beschäftigung, die noch mehr als bisher in der Interdiszipli-
narität der gesamten Gesellschafts-und Staatswissenschaften
theoretisch-analytisch, empirisch und sozialtechnologisch
anzugehen sein wird, wenn ein hoher Beschäftigungsstand bei
weltweit wettbewerbsfähiger und gleichzeitig humaner Er-
werbsarbeit in Zukunft gesichert werden soll.
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